
VH

Aktenzeichen: 2 AZR 3?0/8RBundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 1 ?. Jul* 1°84
- ? AZR 720/8? -

I. Arbeitsgericht 
Bochum

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 87. Juli 1982 
- 3 Ca 158/8? -
Urteil vom 8. Dezember 1°8? 
- ? Sa 1404/8? -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort:
Anhörung des paritätischen Personalausschusses bei 
Künd i gungen

Gesetz: BetrVG § 102 Abs. 1, § 28 Acs. 1 , * 28 Abs. 3: KSchG 196o
§ 1 Abs. 2; BGB 1UQ, 626: ZPO § 286

Leitsätze:
1. Der Betriebsrat kann gemäß  ̂ ?8 Abs. 1 BetrVG seine 

Mitwirkungsrechte bei Kündigungen nach s 102 BetrVG auf 
einen von ihm gebildeten Personalausschuß übertragen 
(Bestätigung des Senatsurteils vom ü. August 1Q7C;
- 2 AZR 266/74 - BAG 27, 20Q = AP Nr. 4 zu .§ 10? BetrVG 
1972).

2. Betriebsrat und Arbeitgeber können daneoen gemäß R ?8 
Abs. 3 BetrVG paritätische Personalausschüsse für Ar­
beiter und Angestellte bilden.
Der Betriebsrat kann seinen Mitgliedern in diesen pari­
tätischen Ausschüssen ebenfalls seine Mitwirkungsr.echte 
nach § 10? RetrVG zur selbständigen Wahrnehmung über­
tragen, wenn er ausschließlich - und zwar alle - Mit­
glieder in die paritätischen Ausschüsse entsendet, die 
auch dem Personalausschuß angehören. Hört der Arbeit­
geber nur den paritätischen Ausschuß zu einer beab­
sichtigten Kündigung an, so ist diese wenigstens dann 
nicht wegen Verletzung von § 10? BetrVG unwirksam, wenn 
sämtliche Mitglieder des Betriebsrats im paritätischen 
Ausschuß der Kündigung zugestimmt haben.
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2 AZR 320/83 
2 Sa 140V82 Hamm
Verkündet am 
12. Juli 198U Im Namen des Volkes!
Zeuner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 12. Juli 1984 durch den 
Vorsitzenden Richter Hillebrecht, die Richter Professor 
Dr. Röhsler und Dr. Weller sowie die ehrenamtlichen Rieh
ter Brocksiepe und Brenne für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
8. Dezember 1982 - 2 Sa 1H04/82 - wird 
zurückgewiesen.

2. Der Kläger trägt auch die Kosten der Re­
vision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t  b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die von der Beklagten mit 
Schreiben vom 2. März 1982 ausgesprochene und dem Kläger am 
H. März 1982 zugegangene außerordentliche Kündigung als umge­
deutete ordentliche Kündigung das Arbeitsverhältnis zum 31« Mai 
1982 aufgelöst hat.

Der Kläger, ein türkischer Staatsangehöriger, trat am 
23. August 1972 als Arbeiter in den Dienst der Beklagten, die 
ihn in ihrem Werk Bochum beschäftigte. Dort besteht ein 35-köp­
figer Betriebsrat. Der Kläger wurde der Halbzeug- und Stabstahl­
zurichterei des Walzwerkes zugewiesen. Er arbeitete hier als 
zweiter Ofenmann. Er gehörte einer Wechselschicht an.

Am Freitag, dem 12. Februar 1982, hatte der Kläger Spät­
schicht. Er wurde etwa gegen 21.00 Uhr von dem Ofenarbeiter
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K , der Nachtschicht hatte, abgelöst. Hierbei kam es zwischen
dem Kläger una dem Arbeitskollegen K zu einer Auseinander­
setzung, deren Verlauf una Art strittig sind. Der für diesen Be­
reich zuständige Vorgesetzte teilte der Personalabteilung 
schriftlich mit, der Arbeitskollege K habe sich zu Nacht­
schichtbeginn bei dem Kläger über die durchzuführenden Arbeiten 
im Bereich der Warmbehandlung informieren wollen. Der Kläger habe 
K an seinem Arbeitsanzug und ins Gesicht gefaßt. Knecht habe
den Kläger von sich gestoßen und sich Handgreiflichkeiten verbe­
ten. Daraufhin haoe der Kläger dem Arbeitskollegen K ohne
ersichtlichen Grund ins Gesicht geschlagen. K sei weggelau­
fen und habe seinen Helm verloren. Es werde um entsprechende 
Maßnahmen gebeten.

Der Betriebsrat des Bochumer Werkes der Beklagten hatte in 
seiner Sitzung vom 21. April 1981 eine Geschäftsordnung be­
schlossen. Nach Nr. ü dieser Geschäftsordnung hat der Betriebs­
rat für die selbständige Erledigung von verschiedenen Aufgaben 
weitere Ausschüsse gebildet, darunter einen Personalausschuß, der 
die Mitwirkungsrechte des Betriebsrats in personellen Angelegen­
heiten wahrnehmen sollte, also auch das Anhörungsrecht bei Kün­
digungen gemäß 5. 102 BetrVG. Diesem Personalausschuß wies der 
Betriebsrat am 21. April IQßl die Betriebsratsmitglieder E

und W als Angestelltenvertreter und die Betriebsratsmit­
glieder F , Fl . p und Ko als Arbeiter­
vertreter zu. Anläßlich der Besetzung seiner Ausschüsse beschloß 
der Betriebsrat folgendes:

"Die MitglieGer der nach der Geschäftsordnung gebildeten
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Ausschüsse sind gleichzeitig Mitglieder der entsprechen­
den paritätisch von Arbeitgeber und Betriebsrat besetzten 
Ausschüsse. Sie haben auch in diesen Ausschüssen die ih­
nen durch die Geschäftsordnung übertragenen Befugnisse 
zur selbständigen Erledigung."

Schon seit 1968 besteht in dem Bochumer Werk der Beklagten 
ein sogenannter paritätischer Personalausschuß für Arbeiter und 
für Angestellte. In dem für Arbeiter zuständigen paritätischen 
Personalausschuß ist der Betriebsrat durch die Betriebsratsmit­
glieder, die auch dem Personalausschuß angehören, also die Be­
triebsratsmitglieder F , Fl , P und Ko ,
vertreten. Der für Arbeiter zuständige paritätische Personalaus­
schuß führte am 2. März 1982 eine Sitzung durch, an der alle 
Mitglieder mit Ausnahme von Ko und B von Arbeitge­
berseite teilnahmen. Ausweislich des Protokolls der Sitzung be­
schlossen die anwesenden Mitglieder des Personalausschusses - es 
fehlte je ein Vertreter des Betriebsrates und des Arbeitgebers - 
e i n s t i m m i g ,  der Kündigung des Klägers zuzustimmen.

Am 11. März 1982 erhielt der Kläger, der tariflich eine Kün­
digungsfrist von zwei Monaten zum Monatsende hatte, nachfolgendes 
Kündigungsschreiben der Beklagten vom 2. März 1982:

"Aufgrund des Vorfalles vom 12. Februar 1982, bei 
dem Sie ungerechtfertigt einen Arbeitnehmer ange­
griffen und verletzt haben, sehen wir uns außer­
stande, das Arbeitsverhältnis mit Ihnen fortzusetzen.
Wir kündigen daher mit sofortiger Wirkung. Der Be­
triebsrat ist angehört und hat zugestimmt."

Mit der am 5. März 1982 eingereichten Klage hat der Kläger 
die Rechtsunwirksamkeit dieser Kündigung geltend gemacht. Er hat 
beantragt festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch die am

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


M. März 1982 zugegangene Kündigung nicht aufgelöst worden ist, 
sondern das Arbeitsverhältnis über den 31. Mai 1982 hinaus 
fortbesteht.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Zur Begründung hat sie vorgetragen, der Kläger habe durch 
eine Schlägerei mit seinem Arbeitskollegen K den Betriebs­
frieden so nachhaltig gestört, daß zumindest eine ordentliche 
Kündigung gerechtfertigt sei. Als K den Kläger habe ablösen
wollen, habe dieser in aufdringlicher Weise das Gesicht des Ar­
beiters K getätschelt. Obwohl K sich das verbeten habe
habe der Kläger weiter "gefummelt". Daraufhin habe K den
Kläger von sich gestoßen. Nunmehr habe der Kläger den Arbeits­
kollegen K einige Male heftig ins Gesicht geboxt und hierbe
gesagt: "Du bist ja doof, Du gehörst in eine Anstalt". K 
habe sich weiteren Angriffen und Schlägen durch Weglaufen entzo­
gen.

Der Kläger hat erwidert, er habe seinen Arbeitskollegen 
K weder geschlagen noch durch Äußerungen beleidigt. Es sei
überhaupt nicht zu einer körperlichen Auseinandersetzung gekom­
men. Es habe sich vielmehr um einen Spaß zwischen ihm und K 
gehandelt. Im übrigen sei die Umwandlung der außerordentlichen i 
eine ordentliche Kündigung zu Unrecht erfolgt. Auch sei der Be­
triebsrat vor Ausspruch der Kündigung nicht ordnungsgemäß an­
gehört worden. Allenfalls hätte die Beklagte Veranlassung gehabt 
eine Abmahnung auszusprechen.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben, soweit der 
Kläger sich gegen die außerordentliche Kündigung zur Wehr gesetzt 
hat, im übrigen hat es die außerordentliche in eine ordentliche 
Kündigung umgedeutet und den weitergehenden Antrag des Klägers 
abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klä­
gers, mit der er die Ansicht vertreten hat, das Arbeitsverhältnis 
bestehe auch über den 31* Mai 1982 hinaus fort, zurückgewiesen. 
Mit der vom Senat zugelassenen Revision verfolgt der Kläger die 
Feststellung weiter, daß das Arbeitsverhältnis auch durch eine 
ordentliche Kündigung nicht beendet worden ist, während die Be­
klagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet.

A. Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, der Kläger habe 
den Arbeitskollegen K beleidigt und gedemütigt, indem er
geäußert habe, er sei in der psychiatrischen Heil- und Pflegean­
stalt gewesen, er habe ihn getreten und in das Gesicht geschla­
gen. Das Berufungsgericht hat angenommen, bei dieser Sachlage sei 
eine ordentliche Kündigung sozial gerechtfertigt. Einer Abmahnung 
habe es bei einer solchen Störung des Betriebsfriedens nicht be­
durft. Zwar habe die Beklagte eine außerordentliche Kündigung 
ausgesprochen, jedoch sei diese zu Recht in eine ordentliche 
Kündigung umgedeutet worden. Die Rechte des Betriebsrats seien 
gewahrt. Zwar sei nicht der Betriebsrat und auch nicht der gemäß 
5 28 Abs. 1 BetrVG gebildete Personalausschuß beteiligt worden, 
sondern der nach 5 28 Abs. 3 BetrVG gebildete paritätische Per-
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sonalausschuß für Arbeiter, das sei aber unschädlich, weil die in 
diesen Ausschuß entsandten Betriebsratsmitglieder gleichzeitig 
Mitglieder des Personalausschusses seien und ihnen die Befugnisse 
im Personalausschuß auch für den paritätischen Ausschuß zur 
selbständigen Erledigung übertragen worden seien. Der paritäti­
sche Personalausschuß sei zwar nur zur außerordentlichen KUndi- 
gung gehört worden, das sei aber rechtlich unbedenklich, weil die 
Mitglieder des Betriebsrats in diesem Ausschuß der Kündigung ohne 
Vorbehalt zugestimmt hätten.

B. Den Ausführungen des Berufungsgerichts ist im wesentlichen 
zu folgen.

I. Die Annahme des Landesarbeitsgerichts, die Umdeutung der 
außerordentlichen in eine ordentliche Kündigung durch das Ar­
beitsgericht sei rechtlich unbedenklich, ist nicht zu beanstan­
den. Sie wird auch von der Revision nicht angegriffen. Eine Um­
deutung nach § 1^0 BGB ist dann rechtlich möglich, wenn sie dem 
mutmaßlichen Willen des Kündigenden entspricht und dieser Wille 
dem Kündigungsempfänger auch erkennbar gewesen ist (BAG 27, 263 = 
AP Nr. 10 zu § 626 BGB Druckkündigung). Das Berufungsgericht hat 
zutreffend darauf abgestellt, daß der Wortlaut des Kündigungs­
schreibens - "sehen wir uns nicht in der Lage, das Arbeitsver­
hältnis mit Ihnen fortzusetzen ..." - in Verbindung mit dem 
schweren Vorwurf der Tätlichkeit gegenüber einem Arbeitskollegen 
dem Kläger die Gewißheit gab, die Beklagte wolle sich auf jeden 
Fall von ihm trennen. Die Beklagte hat auch im Prozeß erklärt, 
sie hätte, wenn sie nur die Möglichkeit der Unwirksamkeit der
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außerordentlichen Kündigung in Betracht gezogen hatte, hilfsweise 
eine ordentliche Kündigung ausgesprochen. Dies ist auch erfor­
derlich, weil für den mutmaßlichen Parteiwillen in erster Linie 
die subjektiven Vorstellungen der Parteien zu berücksichtigen 
sind (BAG Urteil vom 14. August 1974 - 5 A7.R 497/73 - AP Nr. 3 
zu § 13 KSchG 1969; KR-Hillebrecht, 2. Aufl., * 626 BGB Rz 26ß 
m.w.N.) .

II. Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin zu folgen, daß die 
Kündigung nicht wegen Verletzung von 5 102 BetrVG rechtsunwirksam 
ist.

Das Verfahren bei der Anhörung des Betriebsrats zur beab­
sichtigten Kündigung des Klägers ist zwar ungewöhnlich, aber mit 
dem Betriebsverfassungsgesetz vereinbar.

1. Der Betriebsrat hat nach 5 28 Abs. 1 BetrVG neben dem Be­
triebsausschuß mehrere weitere Ausschüsse gebildet und dem Per­
sonalausschuß u.a. das Beteiligungsrecht nach $ 102 BetrVG 
übertragen. Daß der Betriebsrat sein Mitwirkungsrecht nach ? 102 
BetrVG einem weiteren Ausschuß übertragen kann, ist seit dem Ur­
teil des Bundesarbeitsgerichts vom 4. August 1975 - 2 AZR 
266/74 - (BAG 27, 209 = AP Nr. H zu « 102 BetrVG 1072) allge­
meine Ansicht.

2. Die Beklagte hat aber nicht diesen Ausschuß zur beabsich­
tigten Kündigung angehört, sondern einen paritätischen Ausschuß. 
Dem Berufungsgericht ist jedoch darin zu folgen, daß vorliegend
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auch dieser Umstand nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung führt.

a) Nach § 28 Abs. 3 BetrVG können Betriebsrat und Arbeitgeber 
gemeinsame Ausschüsse bilden, die in der Regel paritätisch be­
setzt sind. Ihnen können - wie sich aus der Verweisung auf 5 28 
Abs. 1 BetrVG ergibt - in gleichem Umfang wie den vom Betriebs­
rat gebildeten Ausschüssen bestimmte Mitwirkungsrechte zur selb­
ständigen Erledigung übertragen werden (Fitting/Auffarth/Kaiser, 
BetrVG, IM. Aufl., 5 28 Rz 27; Gnade/Kehrmann/Schneider/Blanke, 
BetrVG, 2. Aufl., 5 28 Rz 14 und IS; Kammann/Hess/Schlochauer, 
BetrVG, § 28 Rz 12; Stege/Weinspach, BetrVG, 5. Aufl., 5 28 
Rz 4; Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., 5 28 Rz ?S). Das ist 
auch im vorliegenden Falle geschehen. Der Betriebsrat hat in den 
paritätischen Personalausschuß für Arbeiter die gewerblichen Ar­
beitnehmer aus dem Personalausschuß entsandt und in den paritä­
tischen Ausschuß für Entgelt- und Personalfragen der Angestellten 
die Angestellten aus dem Personalausschuß. Den Mitgliedern beider 
paritätischer Ausschüsse sind vom Betriebsrat die Aufgaben zur 
selbständigen Erledigung übertragen worden, die sie bereits als 
Mitglieder des Personalausschusses hatten. Wenn der Betriebsrat 
seine Mitwirkungsrechte in dieser Weise delegiert, bestehen da­
gegen keine durchgreifenden rechtlichen Bedenken, auch wenn auf 
diese Weise dem eigentlichen Personalausschuß wesentliche Funk­
tionen entzogen werden. Immerhin können die Betriebsratsmitglie­
der der beiden paritätischen Ausschüsse einen Beschluß des Per­
sonalausschusses herbeiführen, wenn sie sich mit der Arbeitge­
berseite nicht einigen können oder eine Beratung zwischen Ange­
stellten und Arbeitern in Abwesenheit des Arbeitgebers für er-
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forderlich halten. Die Frage, ob Vorkehrungen getroffen werden 
müssen, um sicherzustellen, daß ein Beschluß im paritätischen 
Ausschuß nur dann getroffen wird, wenn die Mehrheit der Be­
triebsratsmitglieder zugestimmt hat (so Dietz/Richardi, aaOl, 
bedarf vorliegend keiner Entscheidung, da auch a l l e  anwe­
senden drei Betriebsratsmitglieder der Kündigung ohne Vorbehalt 
zugestimmt haben.

b) Zutreffend ist das Landesarbeitsgericht auch zu dem Ergebnis 
gekommen, die Tatsache, daß Betriebsrats- und Arbeitgebervertre­
ter gemeinsam über die Kündigung beraten und beschlossen haben, 
sei rechtlich unschädlich, weil die Arbeitgeberseite die Be­
triebsratsmitglieder weder veranlaßt hat, sofort eine Stellung­
nahme abzugeben, noch davon abgehalten hat, sich in Abwesenheit 
des Arbeitgebers zu beraten (BAG Urteil vom 2ä . März 1077 
- 2 AZR 289/76 - AP Nr. 12 zu ? 102 BetrVG 19721.

3. Der paritätische Ausschuß ist auf Initiative der Beklagten 
an der beabsichtigten Kündigung des Klägers auch der Form des 
5 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG entsprechend beteiligt worden.

Das Berufungsgericht hat auch zutreffend angenommen, der 
paritätische Ausschuß habe sich auch gerade mit der Tätlichkeit 
des Klägers befaßt. Die Formulierung, der Kläger habe "seinen 
Einwand, der Personalausschuß habe der beabsichtigten Kündigung 
wegen Unzufriedenheit der Beklagten mit der Arbeitsleistung zu­
gestimmt ... nicht zu beweisen vermocht", scheint zwar dafür zu 
sprechen, daß das Landesarbeitsgericht die Beweislast verkannt
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hat. Wie sich aber aus dem Gesamtzusammenhang der Würdigung des 
Beweisergebnisses durch das Berufungsgericht ergibt, ist es 
aufgrund der Zeugenaussagen und des Protokolls der Ausschuß­
sitzung vom 2. März 1982 zu der Hberzeugung gelangt, im Ausschuß 
sei als Kündigungsgrund die Auseinandersetzung des Klägers mit 
dem Arbeitnehmer K behandelt worden. Das Mitglied des pari­
tätischen Ausschusses W habe nämlich bekundet, eigentlicher
Gegenstand der Besprechung seien die tätlichen Auseinanderset­
zungen gewesen, nur nebenbei seien kurz die schlechten Arbeits­
leistungen erörtert worden. Die Richtigkeit dieser Aussage werde 
b e l e g t  durch das Protokoll der Sitzung, nach dem einziger 
Tagesordnungspunkt die dem Kläger vorgeworfene Tätlichkeit gewe­
sen ist und in dieser Sitzung der Kläger und drei Zeugen gerade 
zu dieser tätlichen Auseinandersetzung gehört worden sind.

4. Der paritätische Ausschuß ist zwar nur zu einer beabsich­
tigten außerordentlichen Kündigung, die dann auch ausgesprochen 
worden ist, gehört worden. Dies berührt aber die Rechtswirksam­
keit der ordentlichen Kündigung nicht, weil die vom Betriebsrat 
entsancten Mitglieder des paritätischen Ausschusses der beab­
sichtigten außerordentlichen Kündigung ohne Vorbehalt zugestimmt 
haben (BAG 10, 176).

III. Dem Landesarbeitsgericht kann auch darin gefolgt werden, 
daß die Kündigung sozial gerechtfertigt ist.

1. Bei der Frage der Sozialwidrigkeit handelt es sich um die 
Anwendung eines unbestimmten Rechtsbegriffes, die vom Revisions-
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gericht nur darauf überprüft werden kann, ob das angefochtene 
Urteil den Rechtsbegriff selbst verkannt hat, ob es bei der Un­
terordnung des Sachverhalts unter die Rechtsnorm des 5 1 KSchG 
Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt hat, ob es 
bei der gebotenen Interessenabwägung, bei der dem Tatrichter ein 
Beurteilungsspielraum zusteht, alle wesentlichen Umstände be­
rücksichtigt hat und ob es in sich widerspruchsfrei ist (vgl. 
u.a. BAG 1, 99 = AP Nr. 5 zu $ 1 KSchG und BAG 29, H9 - AP 
Nr. *1 zu M  KSchG 1969 Krankheit). Dieser beschränkten Nach­
prüfung hält das Urteil stand.

2. An die Feststellungen des Berufungsgerichts zum Verlauf der 
tätlichen Auseinandersetzung ist der Senat gemäß $ 561 Abs. 2 
ZPO gebunden, weil die Revision insoweit keine durchgreifenden 
Prozeßrügen erhoben hat. Von einer näheren Begründung wird inso­
weit gemäß § 565 a ZPO abgesehen. Es ist also bei der rechtlichen 
Überprüfung davon auszugehen, daß der Kläger den Arbeitskollegen 
K empfindlich beleidigt hat, indem er ihn als "Arschloch"
bezeichnet und ihm gesagt hat, er sei verrückt, er sei in 
Eickelborn (in einer psychiatrischen Heil- und Pflegeanstalt) 
gewesen. Außerdem ist der rechtlichen Beurteilung zugrunde zu 
legen, daß der Kläger den Arbeitskollegen getreten und ihn ins 
Gesicht geschlagen hat, als dieser weglaufen wollte.

?. Entgegen der Auffassung der Revision scheitert die Kündi­
gung auch nicht an der fehlenden Abmahnung.

a) Einer vorherigen vergeblichen Abmahnung bedarf es nach dem
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ln § 326 Abs. 1 BGB enthaltenen allgemeinen Rechtsgedanken in 
der Regel bei Störungen im Leistungsoereich. Darunter werden alle 
Störungen im Bereich der gegenseitigen Hauptpflichten aus dem 
Arbeitsvertrag - Arbeitsleistung und Vergütungspflicht - ver­
standen (KR-Hillebrecht, 2. Auf1., § 626 BGB Rz 96).

Beleidigungen und Tätlichkeiten fallen nicht unter den Lei­
stungsbereich. Hierbei handelt es sich vielmehr um Verletzung von 
Nebenpflichten, die zu einer Störung im Betriebsbereich führen. 
Auch hier - ebenso wie bei Störungen im Vertrauensbereich (vgl. 
dazu KR-Hillebrecht, aaO, Rz 99) - kann nach dem Verhältnis­
mäßigkeitsgrundsatz ausnahmsweise eine Abmahnung erforderlich 
sein, wenn das Arbeitsverhältnis durch oie Vertragsverletzung 
noch nicht zu stark belastet ist und der Arbeitgeber damit rech­
nen kann, die Abmahnung werde zu einem vertragsgemäßen Verhalten 
in der Zukunft führen (vgl. BAG Urteil vom 3. Februar 1982 
- 7 AZR 907/79 - AP Nr. 1 zu 5 72 BPersVG und KR-Hillebrecht, 
aaO, Rz 100 für betriebliche Störungen im Leistungsbereich).

b) Eine Abmahnung ist jedoch - selbst bei Störungen im Lei­
stungsbereich - entbehrlich, wenn der Arbeitnehmer nicht in der 
Lage oder willens ist, sich vertragsgerecht zu verhalten. Auch 
besonders schwere Verstöße bedürfen keiner Abmahnung, weil hier 
der Arbeitnehmer von vornherein nicht mit einer Billigung seines 
Verhaltens rechnen kann und er sich bewußt sein muß, daß er sei­
nen Arbeitsplatz aufs Spiel setzt (MünchKomm-Schwerdtner, S 626 
BGB Rz 58; Stahlhacke, Kündigung und Kündigungsschutz im Ar­
beitsverhältnis, H. Aufl., Rz 333; Hueck, KSchG, 10. Aufl.,
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<5 1 Rz 90 a, m.w.N. und KR-Hillebrecht, aaO, Rz 98).

Die unprovozierten Beleidigungen durch den Kläger und ins­
besondere die Tätlichkeit ist eine derart grobe Pflichtverlet­
zung, daß eine Abmahnung vorliegend entbehrlich gewesen ist. Der 
Arbeitgeber hat eine Verpflichtung gegenüber allen Arbeitnehmern, 
dafür Sorge zu tragen, daß sie unbelästigt ihrer Arbeit nachgehen 
können und nicht Tätlichkeiten ausgesetzt werden. Dieser Ver­
pflichtung kann der Arbeitgeber nur gerecht werden, wenn er un- 
provozierte Körperverletzungen in Fällen der vorliegenden Art mit 
einer Kündigung ahndet.

4. Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe keine In­
teressenabwägung vorgenommen, zumindest nicht alle erheblichen 
Tatsachen bei der Interessenabwägung berücksichtigt, ist eben­
falls unbegründet. Wie sich aus dep Seiten 21 und 22 der Ent­
scheidungsgründe des Berufungsurteils ergibt, hat das Landes­
arbeitsgericht unter Berücksichtigung des Lebensalters, der Be­
triebszugehörigkeit und der Unterhaltsberechtigten des Klägers 
die Kündigung für sozial gerechtfertigt gehalten, weil es das 
Interesse der Beklagten an der Aufreohterhaltung der betriebli­
chen Ordnung und eines reibungslosen Arbeitsablaufs höher einge­
schätzt hat. Im Grunde rütrt die Revision nicht eine unvollstän­
dige oder fehlende Interessenabwägung, sondern sie will die In­
teressenabwägung des Landesarbeitsgerichts durch eine ihr gün­
stigere ersetzt haben. Damit kann die Revision aber keinen Erfolg 
haben, weil sie keinen Rechtsfehler des Berufungsgerichts bei der 
Interessenabwägung darlegt.
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C. Dementsprechend war die Revision mit der Kostenfolge aus 
5 97 ZPO zurückzuweisen.

Hillebrecht Dr. Röhsler Dr. Weller
Brocksiepe Brenne
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